Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Entschließungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

zur Erklärung der Bundesregierung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Schlußdokumente 
der KSZE nicht zu unterzeichnen. 

Bonn, den 25. Juli 1975 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

Das deutsche Volk ist das einzige zwischen Ost und West 
geteilte Volk in Europa. 

Maßgebliche Inhalte des Schlußdokuments der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

— werden wesentlichen Interessen des geteilten Deutschland 
und seiner Menschen nicht gerecht; sie erschweren zusätz- 
lich die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts des ganzen 
deutschen Volkes 

— schaffen infolge gegensätzlicher Auslegung in grundlegen- 
den Fragen statt Entspannung neuen Konfliktstoff, der sich 
auf Deutschland und besonders auf Berlin auswirkt 

— werden der westlichen Forderung nach Freizügigkeit von 
Menschen, Meinungen und Informationen nicht gerecht 

— dienen einer weltweiten Täuschung über die wahre Sicher- 
heitslage in der Welt. 

Die weltpolitische Lage hat sich seit Beginn der Konferenz 
verschlechtert. Die Auffassung der Sowjetunion und ihrer Ver- 
bündeten über Entspannung und Sicherheit in Europa steht im 
Gegensatz zu dem, was der Westen darunter versteht. Die 
kommunistischen Führer selbst bekunden dies in aller Offen- 
heit; die jüngsten Entwicklungen in unserem geteilten Land, 
die Vorgänge in Portugal, die offensive Aufrüstung des War- 
schauer Paktes und die wieder zunehmende Unterdrückung der 
Freiheit in Osteuropa machen ihre Friedens- und Entspannungs- 
beteuerungen unglaubwürdig. Die Ergebnisse der KSZE drohen 
zu Instrumenten zur Durchsetzung langfristiger sowjetischer 
Ziele, insbesondere in ganz Deutschland zu werden, die elemen- 
taren Interessen des Westens in Europa zuwiderlaufen. 

Die CDU/CSU-Fraktion tritt nach wie vor für eine Politik ein, 
die Spannungen abbaut, wahre Sicherheit schafft und die der 
Freiheit und dem Frieden der Menschen in der ganzen Welt 
dient. 
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